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Wichtige Steuertermine im Februar 2026 Finanzkasse  Gemeinde-/  
Stadtkasse  

Steuer-Nr.  

10.02. Umsatzsteuer □ für Dezember 2025 mit Fristverlängerung 

□ für Januar 2026 ohne Fristverlängerung 

□ für das IV. Quartal 2025 mit Fristverlängerung 

   

10.02. Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung *    

10.02. Lohnsteuer **     

 Solidaritätszuschlag **         

 Kirchenlohnsteuer ev. **         

 Kirchenlohnsteuer röm.-kath. **    

16.02. Grundsteuer ***    

16.02. Gewerbesteuer ***    
Zahlungsschonfrist: bis zum 13.02. bzw. 19.02.2026. Diese Schonfrist gilt 
nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck.    
Achtung: Bei Scheckzahlungen gilt die Zahlung erst drei Tage nach Eingang 
des Schecks als geleistet! 

   
 
Sehr geehrte Leser, 
wer bedürftige Angehörige finanziell unterstützt, 
muss den Unterhalt über seine Bank anweisen, 
damit das Finanzamt die Zahlungen anerkennt. 
Eine Ausnahme bilden Sachleistungen, also „Na-
turalunterhalt“ (z.B. mietfreies Wohnen). Da in 
solchen Fällen kein Geld fließt, kann der Wert der 
Sachleistung oder zumindest ein Teil davon unter 
bestimmten Voraussetzungen dennoch von der 
Steuer abgesetzt werden. 
Im Jahr 2025 waren Unterhaltsaufwendungen bis 
zu 12.096 € als außergewöhnliche Belastungen 
abziehbar, pro Monat also 1.008 €. Für 2026 ist 
der Höchstbetrag auf 12.348 € gestiegen. Zusätz-
lich abziehbar sind übernommene Basisbeiträge 
für die Kranken- und Pflegeversicherung. 

Anerkannt werden zum Beispiel Unterhaltsleis-
tungen an Kinder und Enkelkinder, für die es 
kein Kindergeld und keine Kinderfreibeträge 
mehr gibt. Voraussetzung: Die unterstützte Person 
ist bedürftig und hat keine bzw. nur geringe Ein-
künfte oder Bezüge. Eigene Einkünfte und Bezü-
ge des Unterhaltsempfängers über 624 € im Jahr 
mindern den absetzbaren Höchstbetrag. Zudem 
darf das Vermögen des Empfängers nicht mehr als 
15.500 € betragen (Schonvermögen). 
Zahlungen über Zahlungsdienstleister auf ein 
Bankkonto der unterstützten Person erkennt das 
Finanzamt weiterhin an. Eine Überweisung per  
E-Wallet-App an eine Mobilfunknummer oder ei-
ne E-Mail-Adresse wird hingegen nicht akzeptiert, 
da hier die Identität des Empfängers nicht ausrei-
chend nachweisbar ist. 

* bei Fristverlänge-
rung 1/11 der USt 
2025 vorauszahlen 

** bei monatlicher 
Abführung für  
Januar 2026 

*** Vierteljahresrate 
an die Gemeinde 

 



 

Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr. Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung! 

Wer Unterhalt zahlt, sollte Belege wie Buchungs-
bestätigungen oder Kontoauszüge gut aufbewah-
ren. Die Nachweise müssen aber nicht der Steuer-
erklärung beigelegt werden; es genügt, sie dem 
Finanzamt auf Anforderung nachzureichen. 
Ohne Nachweis können Steuerzahler ihre Unter-
haltsleistungen bis zum Höchstbetrag absetzen, 
wenn ihr erwachsenes Kind (über 25 Jahre) noch 
im gemeinsamen Haushalt lebt. Das Finanzamt 
braucht in diesem Fall nur die Angabe zu den 
Einnahmen des Kindes in der Anlage Unterhalt. 
Dies gilt auch, wenn der Nachwuchs wegen einer 
Ausbildung oder eines Studiums auswärts wohnt. 

1. Steuerbefreiung für Schul- und  
Bildungsleistungen reformiert 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich zur 
Umsatzsteuerbefreiung für Leistungen geäußert, 
die unmittelbar dem Schul- und Bildungszweck 
dienen. Seit dem 01.01.2025 gelten neben priva-
ten Bildungseinrichtungen auch Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts als steuerbefreit, sofern sie 
Schul- oder Hochschulunterricht, Aus- und Fort-
bildungen oder berufliche Umschulungen anbie-
ten. Für Privatlehrer, deren Unterricht unmittel-
bar der schulischen oder beruflichen Qualifikation 
dient, wurde ein eigenständiger Befreiungstatbe-
stand geschaffen. Unmittelbar dem Schul- und 
Bildungszweck dienen Schul- und Hochschulun-
terricht, Aus- und Fortbildung sowie berufliche 
Umschulung. Moderne Unterrichtsformate wie in-
teraktive Livestreams zählen ausdrücklich dazu. 
Entscheidend bleibt, dass die Leistung eindeutig 
dem Bildungszweck dient. Reine Freizeit- oder 
Hobbyangebote sind nicht begünstigt. 
Die neuen Vorgaben gelten zwar für alle Umsätze 
ab dem 01.01.2025, für vor dem 01.01.2028 aus-
geführte Umsätze dürfen Unternehmer ihre Leis-
tungen aber weiterhin nach der bis Ende 2024 gel-
tenden Rechtslage behandeln. 
Das BMF hat außerdem ein Informationsblatt her-
ausgegeben, anhand dessen sich bestimmen lässt, 
ob Vorträge, Kurse und andere Veranstaltungen 
wissenschaftlicher oder belehrender Art begüns-
tigte Leistungen darstellen. 

2. Anteilsverkauf: Steuerberatungskos-
ten der Gewinnermittlung 

Gewinne aus der Veräußerung von Kapitalgesell-
schaftsanteilen des Privatvermögens sind als Ein-
künfte aus Gewerbebetrieb zu versteuern, wenn 
der Veräußerer innerhalb der letzten fünf Jahre zu 
mindestens 1 % am Kapital der Gesellschaft betei-
ligt war. Die Steuerberatungskosten, die für die 
Ermittlung des Veräußerungsgewinns in der 
Steuererklärung anfallen, gehören nach Ansicht 
des Bundesfinanzhofs nicht zu den abziehbaren 
Veräußerungskosten. Denn sie waren im Urteils-
fall nicht aufgrund des Veräußerungsvorgangs 

selbst angefallen, sondern aufgrund der sachlichen 
Steuerpflicht bei Veräußerung und der Entschei-
dung, einen Steuerberater zu beauftragen. 

3. E-Dienstwagen: Keine Pauschalen 
mehr für Stromkostenerstattung 

Wollen Arbeitgeber ihren Mitarbeitern privaten 
Ladestrom für E-Dienstwagen erstatten, ist ab 
2026 eine aufwendige Berechnung nötig: 
Zunächst muss der Arbeitnehmer die verbrauchte 
Strommenge mittels eines gesonderten statischen 
oder mobilen Stromzählers ermitteln (z.B. an der 
Wallbox oder im Fahrzeug). 
Zur Ermittlung der Kosten ist in der Regel der in-
dividuelle (feste) Strompreis heranzuziehen, der 
laut Vertrag des Arbeitnehmers mit dem Stroman-
bieter gilt (kWh-Einkaufspreis zuzüglich des an-
teiligen Grundpreises). Bei dynamischen Stromta-
rifen dürfen die durchschnittlichen monatlichen 
Kosten je kWh samt Grundpreis zugrunde gelegt 
werden. Nutzt der Arbeitnehmer den Strom aus 
seiner privaten Photovoltaikanlage, darf ebenfalls 
auf seinen vertraglichen Stromkostentarif abge-
stellt werden. Zur Vereinfachung dürfen in allen 
Fällen auch die Gesamtdurchschnittsstrompreise 
für private Haushalte zugrunde gelegt werden, die 
das Statistische Bundesamt halbjährlich veröffent-
licht. Maßgeblich ist der (auf volle Cent abgerun-
dete) Wert, den das Bundesamt inklusive Steuern, 
Abgaben und Umlagen für einen Jahresverbrauch 
von 5.000 kWh bis unter 15.000 kWh angibt. Die-
ser Wert lag 2025 bei 0,34 € pro kWh. 

4. Globalbeiträge an ausländische  
Sozialversicherungsträger für 2026 

Arbeitgeber können aufgrund ausländischer Ge-
setze verpflichtet sein, Beiträge zur Alterssiche-
rung an ausländische Sozialversicherungsträger zu 
leisten. Diese Beiträge sind zum Jahresende bzw. 
bei unterjähriger Beendigung des Dienstverhält-
nisses in der Lohnsteuerbescheinigung anzugeben. 
Das gilt aber nur, wenn die ausländischen Sozial-
versicherungsträger den inländischen vergleichbar 
sind und der geleistete Gesamtbeitrag zumindest 
teilweise einen Arbeitnehmeranteil enthält. Die 
Bescheinigung dient der Ermittlung der als Son-
derausgaben abziehbaren Vorsorgeaufwendun-
gen in der Einkommensteuerveranlagung des Ar-
beitnehmers. Wenn ausländische Sozialversiche-
rungsträger Globalbeiträge erheben, ist eine Auf-
teilung vorzunehmen. 
Das Bundesfinanzministerium hat die Auftei-
lungsmaßstäbe für 2026 bekanntgegeben.  

Mit freundlichen Grüßen 
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